
Bundessozialgericht

Azo: 2 RU 107/67

Verkündet am
300Januar 1970

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit.

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: o „ o „ „ „ „ „ ° o o

g e g e n

.Beklagte und Revisionsbeklegte9

Prozeßbevollmächtigter: „
; „'n o „ o „ o o

{Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat en?

die mündliche Verhandlung vom 300 Januar 7970

durch

Vizepräsident " B r a c k m a n n
— Vorsitzender „9

Bündesrichter —’{ Dr() B a r e s e l ,
Bundesrichter ‚ Dr„ K a i s e r ,

Bundessozialrichter L ä e r und

Bundessozialrichter J a
klu b o w e k i

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Lendes=

sozialgerichts Niedersachsen vom 220 Februar

1967 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstattene ‘
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Die Beklagte hatte durch Bescheid vom 190 März 1958 die

von der Klägerin begehrte Hinterbliebenenentschädigung nach

dem am 110 November 1957 nach einem Herzinfarkt eingetretew

nen Tod ihres als Buchhalter tätig gewesenen Ehemannes ab“

gelehnto Auf Klage hob das Sozialgericht (SG) Oldenburg

durch Urteil vom 300 Januar 1959 den Bescheid der Beklag—

ten auf und verurteilte diese‚ Hinterbliebenenentschädigunc

zu gewähren° Das Landessozialgericht (LSG1 Niedersachsen

hob aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 15l November

1961, an der die Klägerin und ihr Prozeßbevollmächtigter

teilgenommen hatten, durch das an demselben Tag gefällte

Urteil die Entscheidung des Erstgerichts auf und wies die

Klage abo Das Bundessozialgericht (BSG) verwarf durch Be—

schluß vom 230 April 1964 die „ nicht zugelassene w Revi—

sion der Klägerin als unzulässig°

Die Beklagte hatte mit Schreiben vom 190 März 1959 der

Klägerin mitgeteilt, daß aufgrund des Urteils des SG vom

30„ Januar 1959 von diesem Tage an einstweilen Rente von

monatlich 321,50 DM gezahlt werde; sie hatte darauf hinge—

wiesen? daß sie gegen das Urteil des SG Berufung eingelegt

habe und im Falle ihres Obsiegens die Leistungen zurück—

zuerstatten seieno Nach dem zu ihren Gunsten ergangenen

Urteil des LSG stellte die Beklagte die Rentenzehlungen

ein° Bis dahin hatte sie an die Klägerin insgesamt

10o952‚40 DM gezahlt° ‘

Am 21„ Juli 1964 fragte die Beklagte bei der Klägerin an„
wie sie sich die Rückzahlung dieses Betrages, zu der sie

verpflichtet sei, denke; mit einer Erstattung in angemesw

senen Teilbeträgen bestehe Einverständniso Die Klägerin

erwiderte durch ihren Prozeßbevollmächtigten am 170 August

19649 daß sie die Rentenleistungen für sich verbraucht hehe,

„.3„„
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diese somit infolge Wegfalls der Bereicherung nicht

zurückzuzahlen brauche, Zur Antwort der Beklagten vom '

240 August 1964, daß sie sich hierauf nicht berufen könne,‘

sich indessen die Frage stelle, ob die Rückforderung wegen

ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse nicht vertretbar sei,

und hierzu eine Stellungnahme erbeten werde, äußerte sich '“

die Klägerin nichto

Durch Bescheid vom 130 November 1964 forderte die Beklagte

den Betrag von 10.952,40 DM zurück, weil die Rentenleistun-

gen allein aufgrund des „ wieder aufgehobenen
e Urteils

des SG Oldenburg vom 500 Januar 1959 und somit zu Unrecht

gezahlt worden seien; da die Klägerin sich trotz Auffor—

derung über ihre wirtschaftlichen Verhältnisse nicht ge—
äußert habe, sei davon auszugehen, daß diese der Rückfor—

derung nicht entgegenstünden°

Im Widerspruchsverfahren machte die Klägerin geltend, daß

sie wegen ihrer schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse

zur Rückzahlung nicht in der Lage seio Die Beklagte nahm
hierauf Ermittlungen vor° Es ergab sich folgendes: Von

ihrem Ehemann erbte die Klägerin ein Hausgrundstück„ Am

240 November 1961 übernahm sie für alle Ansprüche der

Geestemünder Bank in Bremerhaven gegen die Firma Günter

Sieh @ aus Gefälligkeit gegenüber dem mit ihr befreundé«

ten Ehepaar Sieh „ eine Bürgschaft in Höhe von 5,000,“ DM

nebst Zinsen und Kosten° Wegen dieser Bürgschaft wurde

sie von der Bank in AnSpru0h genommeno _Seit April 1964
zahlte sie monatlich 100‚—— DM, seit November 1964 monat»

lich 150‚„_ DMo Am 180 Dezember 1961 verkaufte die Kläge—
rin ihr Hausgrundstück um 4ooooo,—— DM„ Die Barzahlung von

150000‚m— DM wurde zur Tilgung einer auf dem Grundstück

lastenden Hypothek verwendet° Die Restechuld wird vom
Käufer in monatlichen Raten von 150‚—— DM getilgto Diese

Forderung trat die Klägerin für die Dauer von etwa 5 Jahren
an die Geestemünder Bank bis zur Tilgung ihrer Verpflich«

„A,-.
.
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tungen aus der Bürgschaft abo Die Zinsen von 6 VUHO auf

das jeweilige Restkaufgeld werden ebenfalls in monatlichen

Raten gezahlto Zu Beginn des Jahres 1965 betrugen die in—

folge der Tilgung der restlichen Kaufpreissumme allmählich
niedriger werdenden Zinsen monatlich 98‚=e DMO Diesen Be—

trag verwendete die Klägerin zur Tilgung von Kleinkrediten9

welche sie seit Mai 1965 in schwankender Höhe zwischen

10000,e— bis 2„200‚e» DM aufgenommen hatte; zeitweilig be»

trug die monatliche Tilgung 85‚—m DMD Die Kleinkredite

nahm sie zwecks Anschaffung eines Schlafzimmers und von Ge»

brauchsgegenständen sowie zur Bestreitung laufender Ausgae

ben auf„ Die Grundlage für ihren Lebensunterhalt bildet

ihre Witwenrente aus der Angestelltenversicherungo Diese

betrug im Jahre 1959 monatlich 208‚—— DM, 1961 2329l_ DM,

1965 308‚—— DM; aufgrund der Rentenanpassungen erhöhte

sie sich auch in der Folgezeitq‚'

Wegen der zeitlich abzusehenden Belastungen durch die einge—

gangenen SChulden schlug die Beklagte der Klägerin im

Schreiben vom 240 März 1965 vor, daß sie vom 10 Mai 1966 anq
also nach Abdeckung der Kleinkredite, monatlich 1009e— DM

und‚ nach Tilgung der Bürgschafteschuld, vom 10 Oktober

1967 bis 510 Juli 1969 monatlich 250,—— DM zahlen solleo

Dies lehnte die Klägerin mit der Begründung ab, daß die

Prozeßaussichten der Beklagten nicht günstig seien und ihr

überdies die Rückzahlung wegen ihrer wirtschaftlichen Vera

hältnisse nicht zugemutet werden können

Durch Bescheid vom 270 April 1965 wies die Beklagte hierauf

den Widerspruch mit der Maßgabe zurück, daß sie ihre For—

derung auf 7„119‚20 DM ermäßigte° Durch eine Rentennach—

zahlung der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in

Höhe des Unterschiedsbetrages war insoweit ihr Ersetzen——=

Spruch befriedigt worden° V' ' ' '
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Klage und Berufung sind ohne Erfolg geblieben (Urteil

des SG Oldenburg vom 130 September 1966; Urteil des

LSG Niedersachsen vom 220 Februar 1967)°

Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner Entschei»

dung ausgeführt:

®ic ihrer Höhe nach nicht strittigen Rentenzahlungen im

Betrage von 7„119,2O DM seien ohne Rechsgrund erfolgt,

weil sie von der Beklagten allein in Ausführung des aufw

gehobenen Urteils des SG Oldenburg vom 300 Januar 1959

nach @ 154 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) an
die Klägerin gewährt worden seieno Ob das Schreiben der

Beklagten vom 190 März 1959, der sogenannte Ausführungs—

bescheid, als Verwaltungsakt anzusehen sei, könne dahin—

gestellt oleiben, weil die Rentenzahlung nur eine vor—

läufige von dem Bestand des angefochtenen SG—Urteils ab—

hängige Maßnahme gewesen sei() Mit der Aufhebung dieses

Urteils sei? ohne daß es einer förmlichen Entscheidung

der Verwaltung bedarft habe, der Grund zur Leistung weg«

gefallen und der Rückforderungsanspruch der Beklagten

entstandene Dieser sei bereits mit dem Erlaß und nicht

erst mit der — später eingetretenen — Rechtskraft des

Berufungsurteils vom 150 November 1961 fällig geworden,

weil von diesem Tag an die Entscheidung des SG nicht mehr

existent gewesen seio Deshalb sei der Rückforderungsan«

spruch der Beklagten nach @ 620 der Reichsversicherungs«

ordnung (in der bis zum Inkrafttreten des Unfallversiche»

rungs—Neuregelungsgesetzes geltenden'Fassung — RVO aF) zu
beurteilen() Es mache indessen keinen Unterschied, ob die—

se Rechtsnorm oder @ 628 RVG nP anzuwenden sei, weil die—

se Vorschrift lediglich die Kodifikation des schon vorher-

geltenden allgemeinen Grundsatzes über den Rückforderungs—

anspruch zu Unrecht gezahlter Versicherungsleistungen der?

stelleo @ 620 RVO aF bilde allerdings nicht die gesetz—

liche Grundlage des Rückforderungsanspruchs; dieser wurze«
le vielmehr als öffentlich»rechtlicher Erstattungsanspruch

«'6
_
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im allgemeinen öffentlichen Recht, Nach @ 620 RVO aF

sei der Rückforderungsanspruch des Versicherungsträgers als

Ausfluß des Grundsatzes von Treu und Glauben unter bestimmten

Voraussetzungen ausgeschlossen° Darauf könne sich die Klage—

rin indessen nicht berufen, weil sie aufgrund der Mitteilung

der Beklagten vom 190 März 1959 gewüßt habe, daß ihr die

Leistung nicht endgültig zustehen könneo Die Leistung nach

5 154 Abs[) 2 SGG werde von vornherein nur vorläufig gezahlt:

deshalb rechtfertige der Grundsatz von Treu und Glauben

keinen Vertrauensschutz des Leistungsempfängers dahin, daß

er von dem Bestand des ihm günstigen erstinstanzlichen Ur—

teils ausgegangen sei. Dem Rückforderungsanspruch der Be—

klagten stehe also nicht entgegen, daß die Klägerin damit

gerechnet habe, sie werde im Rechtsstreit obsiegeno Auch die

Durchsetzung des Rückforderungsanspruchs durch die Beklagte

verstoße nicht gegen Treu und Glauben, denn die Rückforderung

sei unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse

der Klägerin vertretbaro Abzustellen sei auf die wirtschaftm

lichen Verhältnisse im Zeitpunkt der Gewährung der Leistungen?

eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse sei

nur zu berücksichtigen, soweit sie nach dem Empfang der Lei”

stungen eingetreten und vom Leistungsempfänger nicht zu vera

treten sei° Verwende er die Leistungen nicht zu dem nach
@ 154 Abs() 2 SGG erstrebten Zweck, nämlich der Sicherung des

Lebensunterhalts, oder treffe er nach der Entstehung des

Rückforderungsanspruchs Verfügungen, durch die sich seine

wirtschaftlichen Verhältnisse so änderten, daß der Rückfor—

derungsanspruch des Versicherungsträgers, der ohne Sichern

heit und ohne Vorbehalt geleistet habe, erschwert oder ver—
eitelt werde, sei er im Verhältnis zum Versicherungsträger

so zu behandeln, als seien diese Veränderungen nicht erfolgt,

Da die Klägerin an der mündlichen Verhandlung vor dem Beru—

fungSgericht am 15, November 1961 teilgenommen habe, habe sie

gewußt, daß die Beklagte die ihr einstweilen gewährten Lei“

stungen zurückfordern werde, Sie habe also von diesem Zeit“

punkt an bei jeder Verfügung über ihr Vermögen und bei der

„TH

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...7...

Eingehung schuldrechtlicher Verpflichtungen orüfen müssen9

ob und inwieweit sie dadurch den Rückforderungsansoruch der

Beklagten schmälereo Dies habe die Klägerin durch den erst

nach dem Urteil vom 150 November 1961 eingegangenen Bürg—

schaftsvertrag sowie dadurch getan, daß der Kaufpreis für

das Grundstück zum überwiegenden Teil in Ratenzahlungen fest—

gelegt worden sei° Dadurch sei die Befriedigungsmöglichkeit

der Beklagten in das Grundstück vereitelt wordeno Ebenso

habe oüh die Klägerin angesichts ihrer Vermögenslage darüber

klar sein müssen, daß sie Verpflichtungen aus der Bürgschaft

nur‚unter Schmälerung des Rückforderungsanspruchs der Be—

klagten nachkommen könne„ Diese beiden Vermögensverfügungen

brauche die Beklagte sich somit nicht entgegenhalten zu las—

seno Selbst wenn man nur die Bürschaftsschuld unberücksich—

tigt lasse, wären die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klä-

gerin so günstig gewesen9 daß sie von November 1961 an stets

ein Einkommen von mindestens 5009„„ DM im Monat gehabt habe

(AV»Rente 252‚——DM, Zins= und Tilgungsrate aus Hausverkauf
rund 250‚__ DM, Wohnrecht im verkauften Haus bis Ende 1965)0

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin hätten sich

in der Folgezeit nicht verschlechtert° Zwar hätten sich die

Zinsen entsprechend der laufenden Tilgung verminderto Dem

stehe jedoch „ annähernd gleichwertig « die Steigerung der

Rente gegenübero Deshalb könne unberücksichtigt bleiben, in«

wieweit die Klägerin, wie sie behaupte9 die Kleinkredite zum
Lebensunterhalt verwendet habeo Insoweit handele es sich

um einen vorweggenommenen Konsum‚ den die Klägerin andern—

falls aus dem laufenden Einkommen hätte bestreiten müsseno
Überdies wäre der Rückforderungsanspruch selbst dann noch verw
tretbar9 wenn die Zins— und Tilgungsraten für die Kleinkredi—

te als Ausgaben anzusehen seien9 weil sie stets unter 100‚— DM

gelegen hätteno Die Durchsetzung des Rückforderungsanspruchs

durch die Beklagte stelle für die Klägerin somit keine unbil-

lige wirtschaftliche Härte dar°

Das LSG hat die Revision zugelassene
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Die Klägerin hat dieses Rechtsmittel durch ihren Prozeß—

bevollmächtigten eingelegt und es im wesentlichen wie folgt

begründet:

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts sei der Rück«

forderungsanspruch erst mit der Rechtskraft des Urteils vom

150 November 1961 fällig gewordeno Trotz des gewohnheits—
mäßigen Hinweises der Beklagten in ihrer Mitteilung vom
190 März 1959 über die Rückzahlungspflicht könne insoweit

ein Wissenmüssen der Klägerin nicht unterstellt werden,

weil ihr Prozeßbevollmächtigter ihr erklärt habe, daß sie

den Rechtsstreit nie verlieren könne° Es komme auf die

wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin im Zeitpunkt

des Widerspruchsbescheides ano Deshalb könne man ihr den

Verkauf ihres Grundstücks, der vorher erfolgt sei, nicht

zum Vorwurf macheno Sie habe das Grundstück verkauft, um

aus der Kaufpreisanzahlung einen gegenüber dem zu Lebzeiten

ihres Ehemannes recht hohen Lebensstandard größeren Nach”

hOlm und Anschaffungsbedarf befriedigen zu können() Für

den Restkaufpreis habe die Klägerin den Weg der Ratenzahw

lungen gewählt, damit sie ihre für den Lebensunterhalt

nicht ausreichende Rente aufbessern konnte und somit nicht

gezwungen sei, ihren Lebensbedarf um ein Vielfaches herabw

setzen zu müsseno Die Kleinkredite könnten bei der Er“
rechnung des monatlichen Einkommens unberücksichtigt bleiw

ben, da sie nur Verwirrung stifteten° Sie seien höchstens

ein Indiz dafür, daß die Klägerin mit ihrem laufenden Ein“

kommen nicht ausgekommen seio Die Übernahme der Bürgschaft

könne der Klägerin nicht angelastet werden, weil es sich

um eine Gefälligkeitsbürgschaft für ein befreundetes Ehe—

paar gehandelt habe, welches Eigentümer eines großen
.Grundbesitzes und eines anscheinend gutgehenden Fuhrunterm

nehmens gewesen sei; nach dessen Konkurs und der Flucht des

Ehepahres in das Ausland sei die Klägerin aus der Bürgschaft

in Anspruch genommen wordeno Die hierdurch eingetretenen

Verschlechterungen der wirtschaftlichen Verhältnisse der

_9_
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Klägerin, die praktisch von ihrer Rente leben müsse,

ließen den Rückforderungsanspruch der Beklagten als nicht

vertretbar erscheinen,

In weiteren Schriftsätzen hat der Prozeßbevollmächtigte

der Klägerin ausgeführt, nach dem heutigen Stand der ärzt—

lichen Wissenschaft könne, wie aus einem Bericht der Bun—

ten Illustrierten vom 300 August 1967 hervorgehe, der Eheu

mann der Klägerin einem Herztod nicht erlegen sein; da ihre

Klage somit Erfolg gehabt hätte, liege sachlich keine Bee

reicherung der Klägerin vor, Bei der Beurteilung der Eile

ligkeitsfrage, ob die Rückforderung vertretbar sei, sei

diese Tatsache als verstärkendes Moment für das Verbot der

Rückforderung heranzuzieheno

Die Beklagtehält dasangefochteneUrteil für zutreffend,

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG Niedersachsen vom 220

Februar 1967 sowie die Bescheide der Be—

klagten vom 130 November 1964 und 270 April

1965 aufzuhebene ” ' " ‘

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist nicht begründet°

Wie das Berufungseericht mit Recht angenommen hat, handelt

es sich bei dem von der Beklagten geltend gemachten Rü0kw

forderungsanspruch um einen auf den Grundsätzen des allge—

meinen Verwaltungsrechts beruhenden öffentlich—rechtlichen

Erstattungsanspruch, dem der allgemeine Rechtsgedanke zu—
grundeliegt, daß ohne Rechtsgrund gewährte öffentliche

«10—
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Leistungen grundsätzlich zurückgefordert werden können

(Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Stand 1508069,

Bandii so 605, Band111so 730e ff. mit Nachweisen)o
@ 620 RVO aF, nunmehr @ 628 RVG, setzt ebenso wie inhaltlich

ihm entsprechende Vorschriften der gesetzlichen Rentenverw

sicherungen & dasselbe gilt für das vor dem Bundesversoru

gungsgesetz geltende Recht der Kriegsopferversorgung (KGV

sg” SozR Nro 13 zu @ 47 VeerG) @ voraus, daß ein Erstat»
tungsanspruch besteht; nach diesen Vorschriften braucht eine

Entschädigung nicht zurückgefordert werden, die vor rechts—

kräftiger Entscheidung gezahlt werden mußte oder die zu
Unrecht gezahlt worden ist (BSG 23, 259, 260; Brackmann,a■0.

SD 602 b)o Diese Rechtslage ist gegeben, wenn ein Versi—

cherungsträger — in Angelegenheiten der Kriegsopferversorw

gung das beklagte Land „ zur Leistung verurteilt worden ist9

er dagegen ein Rechtsmittel eingelegt hat, aber trotzdem

nach @ 154 Abso 2 SGG gehalten ist, vom Erlaß des Urteils

an Leistungen zu gewähreno Ob nach Aufhebung des Urteils

durch ein übergeordnetes Gericht mangels einer ausdrückli—

chen Vorschrift im SGG und im Recht der Kriegsopferversor»

gung eine Verpflichtung zur Rückerstattung der Leistungen

in entsprechender Anwendung des @ 717 Abs° 2 der Zivilpr0w

zeßordnung besteht„ wie der 100 Senat des BSG im Urteil vom

150 August 1967 entschieden hat (BSG 279 102; siehe dazu

Schenke‚ KOV 1968, 167), kann dahinstehen; für die gesetz—
liche Unfallversicherung ist jedenfalls eine besondere Vor«

schrift zur Frage des Rückforderungsrechts in einem solchen

Fall vorhanden (für die Arbeiterrentenversicherung siehe daS

Urteil des 120 Senats des BSG vom 25° September 1969 _
12 RJ 534/6s)„

Die Beklagte ist, wie das Berufungsgericht nicht verkannt

hat, aufgrund der Vorschrift des 9 154 SGG verpflichtet

gewesen„ an die Klägerin vom Tage des Urteils des SG Oldenw

burg an (500 Januar 1959) Zahlungen, wenn auch unter dem
Vorbehalt der Rückgewähr, zu leisten() Diese Leistungen sind

„
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im Zeitpunkt ihrer Ausführung somit rechtmäßig gewesen,
Daß es dennoch Zahlungen ohne Rechtsgrund gewesen und diese

somit grundsätzlich zu erstatten sind, hat sich jedoch nache

träglich durch das Urteil des LSG vom 150 November 1961 her—

ausgestellt, das — nach Verwerfung der hiergegen von der Klä»

gerin eingelegten Revision durch den Beschluß des erkennenden

Senats vom 250 April 1964 „ rechtskräftig geworden ist (BVA,

AN 1938, 12; Brackmann, aaO, S, 604)°

Da es sich bei dem von der Beklagten geltend gemachten Anspruch

um einen im allgemeinen Verwaltungsrecht entwickelten öffent-

lich rechtlichen Erstattungsanspruch handelt, für den die bür—

gerlichwrechtlichen Vorschriften über die ungerechtfertigte

Bereicherung auch nicht sinngemäß als Regelung eines allgemein

nen Rechtsgedankens gelten, ist für den Einwand der Revision,

eine Bereicherung sei nicht gegeben, auf jeden Fall sei sie

“bggefallen, weil die Klägerin die Leistungen der Beklagten zum
Lebensunterhalt verbraucht habe, kein Raum (Breckmann, aaO,

S, 603, 730 f,)° Ob die Beklagte die der Klägerin gewährten
Leistungen zurückfordern darf, war schon nach der zum frühe—

ren Recht der gesetzlichen Unfallversicherung, der gesetzli"‘

chen Rentenversicherungen und der KGV entwickelten RechtSpre—

chung durch den Grundsatz von Treu und Glauben bestimmt

(Brackmann, aaO, S, 604 mit Nachweisen)° In 9 628 Satz 2 RVO
(ebenso @ 1301 Satz 2 RVG, @ 80 Satz 2 AVG, @ 93 Abso 2 RKG,
@ 47 VeerG) hat der Gesetzgeber diese Rechtsprechung — abge—
stellt auf die Besonderheiten der betreffenden Rechtsgebiete „
im Wesentlichen übernommen (BSG 23, 259, 262; SozR Nro 8 zu
% 1501 RVG)o Deshalb bedarf die Frage, ob vorliegendenfalls

@ 620 RVO aF oder 5 628 RVO anzuwenden ist, was nach der Auf_
fassung des Berufungsgerichts vom Zeitpunkt der Fälligkeit

des RückforderungsanSpruchs, nach einer Meinung im Schrifttum
(Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, 30 Auflo, Anm„ 7

zu 5 628 RVG) vom Zeitpunkt der Geltendmachung des Rückfordew

rungsanspruchs durch den Versicherungsträger abhängt, keiner

Entscheidung, ’
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Die Grundsätze von Treu und Glauben schließen den Rück—

forderungsanspruch der Beklagten als solchen nicht aus,

Der Klägerin war ihre Pflicht zur Rückzahlung der Leistun—

gen an die Beklagte bei deren Obsiegen durch das Schreiben

vom 190 März 1959 unmißverständlich mitgeteilt worden;

darüber konnte sie also nicht im Unklaren sein, Daß die

Klägerin daran geglaubt hat, der Rechtsstreit werde trotz

des ihr nachteiligen Urteils des Berufungsgerichts zu ihren

Gunsten ausgehen und sie darin durch ihren Prozedbovollmäche

tigten bestärkt worden ist, ist für die Frage der Zulässige

keit der Rückforderung ohne rechtliche Bedeutung (BSG, Breit»

haupt 1966, 766, 767), Ebensowenig ist entscheidend, ob,

wie die Revision meint, der Klägerin von Rechts wegen doch

ein Anspruch auf Hinterbliebenenentschädigung zusteht

(SozR Nro 17 zu 5 47 VeerG),

Die Rückforderung ist auch unter Berücksichtigung der wirt—

schaftlichen Verhältnisse der Klägerin vertretbar, Diese

ist zu Unrecht der Meinung, daß ihr aufgrund ihrer wirtschafte

lichen Lage eine Rückzahlung schlechthin nicht zugemutet

werden könne() Darüber, wie diese im einzelnen zu erfolgen

hat, hat die Beklagte noch keine Entscheidung getroffen, da

sie ersichtlich einer Vereinbarung auf gütlicheanége den

Vorzug gibtn Wie aus ihrem Schreiben vom 21, Juli 1964 und

240 März 1965 hervorgeht, ist sie e was angesichts der Qbhe

des zurückgeforderten Betrages und der Einkommensverhält—

nisse der Klägerin gar nicht anders möglich ist — mit Raten—

zahlungen einverstanden° Diese sollen, wie die Beklagte

zu erkennen gegeben hat, erst nach Wegfall der die Klägerin

wesentlich drückenden Belastungen, nämlich den Verpflichtun—

gen aus der Bürgschaft-und den Kleinkrediten, beginnen, Nach

den mit Revisionsrügen nicht angegriffenen Feststellungen

des Berufungsgerichts hat die Klägerin stets insgesamt über

ein Einkommen von etwa 500,ee DM im Monat verfügte Es kann

ihr, unter angemessener Berücksichtigung ihrer Lebensstele

lung, jedenfalls nach Wegfall ihrer Schuldverpflichtungcn

zugemutet werden, von diesem Betrag einen Teil zur ratenwni—
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sen Befriedigung des Rückforderungsanspruchs der Beklagten

zu verwenden° Darüber, welche monatliche Rate angemessen

ist, ist nach näherer Würdigung der Verhältnisse der Klägerin

zu entscheideno Insoweit hat die Beklagte aber, da sie mit

Recht eine Absprache mit der Klägerin anstrebt, noch keine

Entscheidung getroffeno

Da die Beklagte den Beginn der Erstattung der ohne Rechtsgrund

gewährten Leistungen erst mit dem Wegfall der von der Klägerin

eingegangenen Schuldverpflichtungen verlangt, war über die vom

LSG für rechtserheblich gehaltene Frage, ob sich die Beklagte

die bei der Klägerin durch die Verpflichtungen aus der Bürg—

schaftsschuld und die Bedingungen des Hausverkaufs eingetre—

tene Änderung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse entgegen—

halten lassen muß, nicht zu befindeno ‘

Der Rückforderungsanspruch der Beklagten ist somit im Grunde

berechtigta Deshalb war die Revision als unbegründet zurück—

zuweisen (@ 170 Abs° 1 SGG)O’1‘ ' ' :“ ‘
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